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Basel erwartet grosse 
Ministerkonferenz
Die Schweiz ist bei der OSZE von Anfang an dabei

Von Esther Jundt

Basel. In einem Jahr findet in Basel ein 
Grossanlass statt: 57 Aussenminister 
werden kommen, um an einer Tagung 
der Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (OSZE) teilzu-
nehmen. Die Ministerkonferenz findet 
in Basel statt, weil die Schweiz im 
nächsten Jahr den Vorsitz der OSZE inne-
hat. Der Organisation gehören alle euro-
päischen Staaten an, sowie die Türkei, 
die Mongolei, die USA, Kanada und die 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion. 

An einer Informationsveranstaltung 
sagte der Basler Regierungspräsident 
Guy Morin gestern Abend, Basel sei be-
reit für diesen politischen Grossanlass. 
Rund 2000 Gäste werden zur Minister-
konferenz kommen.  

Der OSZE-Vorsitz werde für die 
Schweiz eine Herausforderung sein, 
sagte FDP-Nationalrätin Christine 
Egerszegi, welche die Schweizer Parla-
mentsdelegation präsidiert. Die 
Schweiz wolle die Chance packen und 
einen Beitrag zur Sicherheit und Stabili-
tät in Europa und zur weltweiten Förde-
rung des Friedens zu leisten. Deshalb 
sei auch das Motto «Eine Sicherheitsge-
meinschaft im Dienste der Menschen 
schaffen» gewählt worden. Laut Egers-
zegi soll die Zivilgesellschaft im nächs-
ten Jahr stärker eingebracht werden.

Beim Start herrschte Kalter Krieg
OSZE-Generalsekretär Lamberto 

Zannier bezeichnete die OSZE als eine 
besondere Institution. Sie startete 1975 
als Konferenz mit dem Kürzel KSZE. 
Schon damals waren nebst allen euro-
päischen Staaten auch die Sowjetunion, 
die USA und Kanada dabei. Die Schweiz 
beteiligte sich von Beginn an an den 
Diskussionen, also lange bevor sie der 

UNO betrat. Sie gehörte einem Verbund 
von neutralen und nicht blockgebunde-
nen Staaten an. 

In den Anfangsjahren der KSZE 
herrschte noch der kalte Krieg. Die 
Staatenwelt war in zwei Blöcke aufge-
teilt. An den KSZE-Veranstaltungen 
nahmen damals nur Diplomaten und 
Militärs teil. Es ging um die Einhaltung 
der Menschenrechte, um Sicherheit 
durch Abrüstung sowie um Umwelt-
schutz und Wirtschaftsförderung. Die 
Diskussionen seien schwierig und hart 
gewesen, sagte Zannier. Die Militärs aus 
Ost und West hätten nicht miteinander 
geredet, obwohl die Abrüstung eines 
der Hauptanliegen der KSZE war. Vom 
Osten wurde die Einhaltung der Men-
schenrechte verlangt und vom Westen 
die wirtschaftliche Öffnung. Die Diplo-
maten versuchten, durch gegenseitige 
Vertrauensbildung Ziele zu erreichen.

Hilfe beim Aufbau der Demokratie  
Der Kalte Krieg sei zwar überwun-

den, trotzdem zeige sich in den Diskus-
sionen immer noch die Spaltung in Ost 
und West, sagte Zannier. Die Entwick-
lungen im heutigen  Russland würden 
ebenso lebendig diskutiert, wie die Aus-
wirkungen der Finanzprobleme einiger 
EU-Staaten. Die Wirtschaftsentwicklung 
sei ein wichtiger Faktor für die Sicher-
heit in Europa. 

In den 90er-Jahren habe die OSZE 
zudem neue Herausforderungen ange-
nommen. Dazu gehöre die Wahlbeob-
achtung oder die Hilfe beim Aufbau von 
demokratischen Strukturen in kriegs-
versehrten Staaten. Es würden Partner-
schaften mit arabischen Staaten aufge-
baut und die Zusammenarbeit mit der 
UNO verstärkt. «Wir haben viele Aufga-
ben und manchmal fällt es schwer, Prio-
ritäten zu setzen», sagte Zannier. 

Der Glaubenskrieg  
um das Erlenmatt-Tram
Gegner der Erschliessung führen Kostenargumente ins Feld

Von Aaron Agnolazza

Basel.� Der Streit um das Erlenmatt-Tram 
wird gehässiger: Das von SP-Grossrat 
Jörg Vitelli präsidierte Komitee «Pro 
Tram» reagierte auf das Referendum 
der bürgerlichen Parteien mit einer ge-
harnischten Mitteilung und warf den 
Gegnern des Projekts vor, Bundesgelder 
zu verspielen. Ein paar wenige Hard
liner in den Reihen von LDP und CVP 
würden der bürgerlichen Allianz ein Re-
ferendum aufzwingen und die Wohn-
lichkeit im neuen Quartier Erlenmatt 
angreifen.

Das Komitee «Pro Tram» kann mit 
der 2009 eingereichten Tram-Initiative 
bereits einen grossen Erfolg vorweisen: 
So erreichte das Komitee, dass die Re-
gierung einen Gegenvorschlag vorlegte,  
der Investitionen in das Tramnetz von 
350 Millionen Franken verteilt über 
zehn Jahre vorsieht. Nach dem Ja des 
Grossen Rats zog das Komitee «Pro 
Tram» die Tram-Initiative zurück. 

Ein Fünftel dieser 350 Millionen soll 
nun nach dem Entscheid des Grossen 
Rats für das Erlenmatt-Tram verwendet 
werden. Insgesamt knapp 77 Millionen 
Franken will das Parlament für den Bau 
des Erlenmatt-Trams und die damit ver-
bundene Neugestaltung des Vorplatzes 
beim Badischen Bahnhof aufbringen. 
Für die bürgerlichen Parteien kommt 
das nicht infrage: Nur Tage nach der Ab-
stimmung im Grossen Rat haben diese 
ein überparteiliches Komitee gebildet 
und das Referendum gegen das Erlen-
matt-Tram ergriffen.

33 000 Franken pro Meter
Die Parteien CVP, LDP, FDP und SVP 

stossen sich besonders an den Kosten 
für das Erlenmatt-Tram, wie schon die 
Debatte im Grossen Rat zeigte. Der Ver-
treter der Kommissionsminderheit und 
Vizepräsident der Umwelt-, Verkehrs- 
und Energiekommission (Uvek), LDP-

Grossrat Heiner Vischer, monierte: «Das 
Kosten-Nutzen-Verhältnis stimmt in kei-
ner Weise.»

Ein Blick auf die Details des Rat-
schlags der Regierung über das Tram 
Erlenmatt  zeigt anschaulich, was Hei-
ner Vischer mit seiner Kritik meint: Der 
neue Gleisabschnitt, der vom Badischen 
Bahnhof durch die Schwarzwaldallee 
und die Erlenstrasse zum Riehenring 
führen soll, kostet den Basler Steuerzah-
ler rund 68 Millionen Franken, dafür hat 
der Bund rund 12 Millionen Fördergel-
der zugesagt. Für die 1,2 Kilometer lan-
ge Strecke ergibt sich damit ein Preis 
von 33 000 Franken pro Laufmeter. Zum 
Vergleich: Bei der vergleichbaren Gleis-
neulegung der Elsässerstrasse betrugen 
die Kosten mit 16 000 Franken knapp 
die Hälfte. Teuer wurde das Projekt vor 
allem, weil 15 Millionen Franken Mehr-
kosten für die Verstärkung des Schwarz-
waldtunnels hinzukamen.

Bei den Befürwortern des Erlenmatt-
Trams zieht das Kostenargument jedoch 
nicht, vielmehr wird mit anderweitigen 
Argumenten versucht, das Tram zu 
rechtfertigen. Obwohl der Gegenvor-
schlag zur Tram-Initiative festschreibt, 
dass prioritär jene Projekte behandelt 
werden sollen, die das beste Kosten-
Nutzen-Verhältnis aufweisen, hat die 
Kommissionsmehrheit unter der Führung 
des grünen Uvek-Präsidenten Michael 
Wüthrich diese Vorgabe in ihrem Be-
richt ausgeblendet. Die Kommissions-
mehrheit ist der Meinung, dass diese 
Vorgabe aus dem Jahr 2012 für das Er-
lenmatt-Tram nicht gilt, da der Pla-
nungsauftrag für dieses bereits 2009 
erteilt worden sei. Zudem habe der 
Bund das Erlenmatt-Tram in sein Agglo-
merationsprogramm aufgenommen und 
würde den finanziellen Zuschuss von 
12,4 Millionen Franken wieder zurück-
ziehen, wenn das Projekt auf die lange 
Bank geschoben werde, befürchtet eine 
Mehrheit der Uvek.

Für die Kommissionsminderheit 
zählt das Kosten-Nutzen-Verhältnis je-
doch sehr wohl, wie LDP-Grossrat Hei-
ner Vischer anlässlich der Grossrats
debatte zum Ausdruck brachte: «Ur-
sprünglich ist man im Jahr 2007 bei der 
Einreichung für die Mitfinanzierung 
des Bundes von Kosten von 31 Millio-
nen Franken ausgegangen.» Jetzt sei es 
mehr als doppelt so viel, unter diesen 
Umständen wäre ein Ausbau nie bewil-
ligt worden. Auch wirtschaftlich macht 
die Tramlinie aus Sicht der Kommissi-
onsminderheit keinen Sinn. 

Die heutige Buslinie 30, die das 
Erlenmattquartier erschliesst, sei mit 
durchschnittlich nur 15 Fahrgästen pro 
Fahrt besetzt – ein Tram würde damit 
zum Verlustgeschäft und sei mit dem 
Umweltschutzgesetz des Kantons nicht 
vereinbar.

Maximal zu 17 Prozent gedeckt
Die Kommissionsminderheit gibt 

zu bedenken, dass die vorgesehene 1,2 
Kilometer lange Strecke die im Umwelt-
schutzgesetz vorgeschriebene Rentabi-
lität nicht erreiche und darum abzuleh-
nen sei. So beträgt die Kostendeckung 
des Erlenmatt-Trams lediglich elf Pro-
zent. Sofern das auf Eis gelegte Shop-
pingcenter auf der Erlenmatt wider 
Erwarten doch noch gebaut wird, wür-
de die Kostendeckung auf immerhin  
17 Prozent steigen. Im Vergleich zum 
gesamten Liniennetz weisen die Basler 
Verkehrsbetriebe im Schnitt einen Kos-
tendeckungsgrad von 60 Prozent aus.

Im Grossen Rat hatte die Kommissi-
onsminderheit mit ihren Argumenten  
dennoch keine Chance: Die bürgerli-
chen Parteien unterlagen in der Schluss-
abstimmung mit 40 zu 50 Stimmen. Für 
das ergriffene Referendum bleibt jetzt 
noch bis zum 7. Dezember Zeit, um die 
erforderlichen 2000 Unterschriften zu-
sammenzubringen.
www.tram-erlenmatt-nein.ch

AKW-Klage wird 
weitergezogen
Europäischer Gerichtshof soll 
über Fessenheim entscheiden

Basel. Über das Atomkraftwerk Fessen-
heim im Elsass unweit von Basel soll der 
Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte entscheiden: AKW-Gegner aus 
der trinationalen Oberrhein-Region zie-
hen ihre Klage auf Schliessung von 
Frankreichs ältestem Atommeiler nach 
Strassburg weiter, nachdem französi-
sche Gerichte diese abgewiesen haben. 

Den Weiterzug angekündigt hat am 
Donnerstag der Trinationale Atom-
schutzverband (Tras), dem der Kanton 
Basel-Stadt als Gönner sowie weitere 
Gemeinden und Organisationen aus 
Frankreich, Deutschland und der 
Schweiz angehören. Im Mai hatte das 
oberste französische Verwaltungsge-
richt eine Klage von Tras abgewiesen 
und damit ein Urteil von 2011 bestätigt. 

Tras erachte es indes als erwiesen, 
dass Frankreich das Recht auf Schutz 
des Lebens sowie verfahrensrechtliche 
Bestimmungen verletzt hat, teilte der 
Verband mit. So sei offensichtlich, dass 
der Betrieb des AKW Fessenheim mit  
Risiken verbunden sei, die bei einem 
atomaren Unfall für die umgebende Be-
völkerung in Frankreich, Deutschland 
und der Schweiz eine gravierende Ge-
fahr für Leib und Leben bedeuteten. 

Der Atomschutzverband kritisiert 
insbesondere, dass dem Erdbebenrisi-
ko nicht genügend Rechnung getragen 
und die Überschwemmungsgefahr 
verharmlost werde. Im Übrigen will 
der Verband die in der Europäischen 
Menschenrechtskonvention festgehal-
tenen Rechte auf ein faires Verfahren 
sowie auf wirksame Beschwerde gel-
tend machen. 

Atomkraftgegner fordern seit Jah-
ren die Schliessung des 35 Kilometer 
nördlich von Basel am Rhein gelegenen 
AKW Fessenheim. Verlangt haben dies 
2011 auch die Kantone Basel-Stadt, 
Baselland und Jura. SDA
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Sie sind an weiteren Angeboten interessiert? 
Dann melden Sie sich für unseren Newsletter 
unter www.hieber.de an. 
Super-Wechselkurse : 1,2410 nur gültig bei Barzahlung. 
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€ -.79
CHF 0,98
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CHF 9,92
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CHF 2,22

€ -.88
CHF 1,09

€ 14.99
CHF 18,60

€ 14.99
CHF 18,60

€ 1.29
CHF 1,60

€ 9.99
CHF 12,40

€ 1.99
CHF 2,47

€ 1.29
CHF 1,60

€ 1.39
CHF 1,72

€ 10.99
CHF 13,64

Landliebe
haltbare
Landmilch
1,5% Fett,
1-L-Packung

Elvital 
Shampoo 
250 ml (100 ml 
= € 0,80) oder 
Spülung 200 ml 
(100 ml = € 1,00), 
verschiedene 
Sorten, Flasche 

Ballantine‘s 
Finest Scotch-
Whisky 40% Vol., 
0,7-L-Flasche
(1 L = € 15,70)

Asbach uralt
38% Vol., 
0,7-L-Flasche
(1 L = € 14,27) 

Paprika rot
aus Spanien, Klasse II, 
500-g-Packung 
(1 kg = € 1,58)

Frische Hähnchen-
brustfilets 
1 kg

Morbier französischer, halbfester 
Schnittkäse, 45 Tage gereift, mind. 
45% Fett i. Tr., mild bis 
kräftig würzig, 
ca. 150-g-Stücke, 100 g

Original Wagner Big Pizza 
verschiedene Sorten, z. B. 
Big Pizza Hawaii 420 g 
(1 kg = € 4,26), 
tiefgefroren, Packung

Golden Toast 
verschiedene Sorten, 
500-g-Packung
(1 kg = € 1,76)

Kalbsbraten 
1 kg 

Kalbsgulasch
vom Bug, 
1 kg 

Landliebe Butter
rahmig frisch
250-g-Packung 
(100 g = € 0,52)

Langnese Viennetta
verschiedene Sorten, 
tiefgefroren,  
650-ml-Packung 
(1 L = € 1,98)

Frische Lachssteaks 
aus Aquakultur in Norwegen, 
saftiges vom Lachs für 
Grill und Pfanne,
100 g


